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Amtlicher ^ eil.
Neue Forderungen der Lisenbabner und

die Stellung der/ Regierung .
»* J „ der Sitzung der Haushal ^skommission̂ des badischen

Landtages vom 11 . Juli machte der Herr Finanzminister
Dr . Wirth vor Eintritt in die Tagesordnung die folgenden
Ausführungen :

Wie Ihnen bekannt ist, sind schon während der Verhand¬
lungen über die jüngst gewährten Ausgleichszulagen aus
Eisenbahnerkreisen weitergehende Forderungen , die über den
ini Mai d . I . abgeschlossenen Lohntarif stark hinausgehen ,
erhoben worden. Diese Forderungen haben die Ausführun¬
gen des Finanz Ministers bei Beratung der Ausgleichszulagen
beeinflußt und ihn zu Bemerkungen veranlaßt , deren Bedeu¬
tung und Tragweite im Lande wohl nicht genügend beachtet
und gewürdigt wurde.

Die Rede des Finanzministers war getragen von der Sorge ,
wie die Mehranforderungen aufzubringen sind . Nun sind
neue, Forderungen von Eisenbahnern angemeldet , die von un¬
übersehbarer Tragweite seien. Der Herr Finanzminister er¬
klärt nun hierzu, daß nach»Auffassung des Gesamtministeriums
die Politik weiterer Lohnerhöhungen und Gehaltszulagen
nicht fortgeführt werden könne . Es müsse der letzte
Rest der finanziellen Leistungsfähigkeit des"Volkes dazu auf¬
gewendet werden, um den Abbau der Lebensmittel -
Preise durchzuführen . Deshalb betonte der Finanzminister ,
daß die badische Regierung im Benehmen mit der Reichsregie¬
rung bestrebt sei , zunächst ihr Augenmerk nur auf diesen Ab¬
bau der Lebensmittelpreise zu richten und daß sie die weiter -
gehenden Forderungen nach Lohnerhöhungen ablehnen müsse .

Man sei sich dabei der hohen Verantwortung , die das Ge¬
lingen oder Mißlingen dieser Politik mit sich führe , wohl
bewußt . Es ist, wie der Finanzminister sagte, auch gar nicht
möglich , in diesem Jahre weitere Millionen aufzubringen . Das
Unmögliche könne einfach nicht geleistet werden . Es gehe auch
nicht an , nur an eine Gruppe der badischen Bevölkerung zu
denken. Die soziale Fürsorge müsse zurzeit mehr als bisher
allen Bevölkerungsklaffen zugewendet werden und das
könne nur auf dem Wege des Abbaues der Lebensmittelpreise
geschehen .

Man wolle mit den Eisenbahnerorganisationen über ein¬
zelne Härten des Tarifs nach demokratischen Grund¬
sätzen verhandeln , über die Sätze des Lohntarifs könne
aber nicht hinausgegangen werden , ohne damit die Frage neuer
Musgleichszulagen für die Beamten aufzuroller .

Die näheren Bestimmungen über die Anforderung der
Hülsenfrüchte-, Hafer - und Buchweizeninengen, ihre Um¬
legung und Aufbringung werden von der Reichsgetreidestelle
herausgegeben , sobald sich die Ernteergebnisse überblicken las¬
sen. Von Bedeutung ist die Bestimmung des H 13 d, wonach
Verträge über Lieferung von Hafer aus der Ernte
1919 nicht vor dem 16. August abgeschlossen werden dürfenund dem zuwiderlaufende Verträge nichtig sind .

Auf jede Art der öffentlichen Bewirtschaftung wurde bei
Mais , Wicken und Hirse verzichtet.

Die Festsetzung der zur Ernährung der Selbstver¬
sorger und zur Fütterung des Viehs zu verwen¬denden . Mengen ist noch nicht erfolgt . Ne wird durch den
Reichsernähvungsminifter mit Zustimmung des Staarenaus -
schusses und nach Anhörung des Ausschusses der Nationalver¬
sammlung vorgenommen werden, sobald die Ergebnisse der
neuen Ernte vorliegen.

Da sich im übrigen die bisherigen Vorschriften der Reichs¬
getreideordnung bewährt Haben , sind deren grundlegende Be¬
stimmungeil Leibehalten und Änderungen nur soweit getrof¬fen worden, als sie sich aus der Lockerung der Zwangswirt¬
schaft oder nach Erfahrungen als notwendig erwiesen haben .

Im einzelnen ist von Interesse , daß Mahlscheine im
Falle dringenden Bedürfnisses nunmehr bis zur Zeitdauervon vier Monaten ausgestellt werden dürfen . Bei kleineren
Haushaltungen von nicht mehr als fünf Köpfen wird ein solch
dringendes Bedürfnis regelmäßig als vorliegend angenom¬men werden können.

Neu ist in - der Vollzugsverordnung des Ministeriums des
Innern zur Reichsgetreideordnung, daß die Ausstellung der
Mahl -, Schrot- und Gevbkarten nur durch den Kommu¬
nalverband , nicht mehr die Bürgermeisterämter ,erfolgen darf . Diese Vorschrift hat sich nach den Erfah¬rungen der bei zahlreichen Kommunalverbänden vorgenom¬menen Revisionen als dringend notwendig erwiesen . Die
Bürgermeisterämter dürfen die Ausstellung der Erlaubnis¬
scheine nur noch borbereiten.

Bestehen bleibt das Kuchen backverbot für die Bäck e-
reien . Der badische Bäckerverband hat neuerdings um die
Aufhebung dieses Verbotes nachgesucht . Das Ministerium hatjedoch nach eingehender Prüfung und in Übereinstimmungmit dem parlamentarischen Ernährungsbeirat das Gesuch ab¬
lehnen müssen. Die Lage unserer . Brotgetreideversorgunggestattet in dieser Hinsicht noch keine Erleichterung der Vor¬schriften. Mit den Erzeugnissen der Ernte 1918 reichen wirVis Anfang August aus . Die Bedürfnisse bis zum Einbringender neuen Ernte müssen wieder durch einen Frühdrusch ge¬deckt werden. Bis zum nächsten Frühjahr muß noch mit gro¬ßer Vorsicht und Sparsamkeit gewirtschaftet werden , da unsder schlechte Stand unserer Valuta und der Mangel an Zah¬lungsmitteln nicht gestatten, das teuere Auslandsgetreide ineinem das notwendige Maß übersteigenden Umfange einzu¬führen . . Außerdem werden alle flüssig zu machenden Mittelin erster Linie für die Beschaffung von Rohstoffen verwendetwerden müssen , um Industrie und Handel wieder in Gang zubringen . Die Bzirksämter werden deshalb die Durchführungdes Kuchenbackverbotes streng kontrollieren.

Lur Reichsgetreideordnung ISIS.
** In der neuen Reichsgetreideordnung ist unter sorgfäkiger Abwägung der Interessen der Erzeuger und der Ve

braucher der Versuch gemacht, dem allgemeinen Verlangenach Abbau der Zwangswirtschaft soweit Rechnurzu tragen , als es zurzeit möglich ist.Cs herrschte in allen beteiligten Kreisen Einigkeit darübedaß diese Möglichkeit beim Brotgetreide noch nicht ggeben rst . Die Ernährung mit Brot und den aus Getreiiherzustellenden Nährmitteln zu Preisen , die für die AllgemeinHeit erschwinglich sind , ist ohne Erfassung der Ernte durch döffentliche Hand und ohne behördliche Verteilung noch niegesichert . Die zurückgehenden Crnteerträgnisse , der Verlrgroßer Lieferungsbczirke infolge der Friedensbedingungedie hohen Preise für das Getreide aus dem Auslande , dschweren Bedenken gegen eine freie Betätigung des Händeverbieten die Zulassung der Freigabe .
Angesichts der Knappheit unserer Lebensmittel mußte dVerste zur Brotstreckung herangezogen werden . An sichfie eines unserer wichtigsten Futtermittel , bei deren Knapheit der Wunsch auf teilweise Freigabe der Gerste , insbeso

für die Vermehrung der Schweinebestände und die Gxtugelfütterung , in landwirtschaftlichen Kreisen lebhaft hevorgetreten ist. Zweifellos wäre es zur Behebung des drücke
r!?? Settmangels erwünscht gewesen, die Gerste für d«Schweinezucht und Schweinemast in großem Umfange fr «
A?den zu konnen . So lange aber die Brotversorgung nüvöllig gesichert , ist kann diesem Wunsche nicht entsprach,werden . In Betracht kommt außerdem , daß Gerste zur Hestellung von Nährmitteln benötigt wird . Ein Entgegenkormen hofit die Reichsgetreidestelle der Landwirtschaft dadurerweisen zu können, daß die den Selbstversorgern zum Eige

> ^ brauch und zur Fütterung zu belassenden Mengen erhöOb und in welchem Umfang dies möglich sein wirla ^ ,rch erst nach dem Ausfall der Ernte beurteilen .Dagegen ist in der Bewirtschaftung der Hülsenfrüchtdes Hafers und des Buchweizens eine evheblic
Lockerung erfolgt . Die Neichsgetreidestelle wird sich darabeschranken einen Teil der Hülsenfrüchtee/nte iWege der Landlieferungen zu erfassen . Die durscharre Maßnahmen (Nhadensersatzleistuttg »nd Strafe ) sichegestellt werden sollen. '

Das gleiche gilt für Hafer und Buchweizen . BeiHafer handelt es sich ausschließlich um die Gewinnung d>mr sie Herstellung von 'Nährmitteln und zur Deckung dgeringen Heeresbedarfs nötigen Mengen . Die Herstellui" Hafernährmitteln soll zugleich vermehrt werden .

Die Neuregelung des Verkehrs mit Seite .
** Während des Krieges und des Waffenstillstandes mutztebei der Notwendigkeit, möglichst biel Fette und Ole der

menschlichen Ernährung zuzuführen , die Versorgung der Be¬
völkerung mit Waschmitteln tunlichst beschränkt werden .

Der Mangel an Fetten und Ölen zur Herstellung von
Waschmitteln und die hierdurch verursachte unzureichendeQualität der K.A.-Seifenerzeugniffe hatten ein llberhandneh -
men des S,e ifenschmuggels und der illegalen Sei¬
sen h e r st e l I u n g zur Folge.

Die Besetzung des linksrheinischen Gebiets
durch unsere Feinde hatte die praktische Außerkraftsetzung des
allgemeinen Einfuhrverbots für den größten Ten der West¬grenze zur Folge. Große Massen ausländischer Fein -
und Kernseifen strömten in das besetzte Gebiet und fan¬den von hier Eingang auch in das unbesetzte Deutschland .

Diese wilde Einfuhr hatte nicht nur ^
schwerwiegende valu¬

tarische Nachteile , sondern drohte, der Totengräberder deutschen Seifenindustrie zu werden . Aber
auch der legitime Handel wurde schwer geschädigt. Der
Verkauf der ausländischen Seifen konnte zu den bestehenden
Höchstpreisen nicht erfolgen. Der legitime Handel durfte sichdaher, wenn er sich nicht strafbar machen wollte, mit dem
Verkauf nicht befassen und muhte zusehen, wie der Schleich -
ihandel immer weiter um sich griff und die Preise in wuche¬
rische Höhe trieb . Alle behördlichen Anordnungen zur Ein » ,
dämmung dieser Seifeneinfuhr erwiesen sich als unzureichend .Dem wiederholt geäußerten Wunsche des legalen Handels , die
Höchstpreise für Seifen aufzuheben, konnte nicht entsprochenwerden , da hierdurch die unerwünschte Einfuhr zweifellosbegünstigt worden wäre . Die einzig wirksame Gegenmaß¬nahme gegen die ausländische Seife lag in einer bedeu¬tenden Verbesserung der einheimischen Sei -
fenerzeugnisse . Diese Verbesserung konnte wegen des
Fettinangels bisher nicht durchgeführt werden . Hierin ist nun¬
mehr eine Änderung eingetreten , die es ermöglicht, der Sei¬
fenbewirtschaftung eine neue erfolgver¬sprechende Grundlage zu geben. Die Zuteilungenvon Fetten und Olen an die deutsche Seifenindustrie wer¬den im Juli wesentlich erhöht werden und in den folgen¬den Monaten eine weitere Steigerung erfahren , bis die zu¬geteilte Menge monatlich 6000 Tonnen erreicht. Die erhöhte
Zuteilung an Rohstoffen ermöglicht es, folgendes Pro¬
gramm durchzuführen :

1 . Die bisherige K.A.-Seife wird unter Begrenzung
aus monatlich 3000 Tonnen weiter hergestellt, jedoch ohne
Seifenkarte abgegeben. Der Fettgehalt der K .A .-Seife ist

ohne Änderung des Preises von 16 auf 28 Prozent erhöhtworden .
2 . Das bisherige K . A.-S e i f e n p u l v e r wird in der

bisherigen Weise mit monatlich 126 Gramm auf den Seifen¬
pulverabschnitt der Seifenkarte geliefert. Der Fettgehalt de»
K .A .-Seifenpulvers wird verdoppelt, der Preis erhöht sich auf45 Pfg . für ein Halbpfund-Paket .3. Es wird eine einwandfreie Kernseife von- Friedens¬qualität (60 v . H . Fettgehalt ) in Doppelstücken von 200 Grammoder rn einfachen 100 Gramm -Stücken hergestellt. Das 10lpGramm -Stück wird zum Preise von 80 Pfg . geliefert.Als Feinseife wird eine gute polierte Toiletteseifemit angenehmem Parfüm (80 v . H . Fettgehalt ) im Stück¬
gewicht von 100 Gramm geliefert . Für die Selbstrasiererwird an Stelle der Feinseife einwandfreie Rasierseife zur Ver¬
füllung gestellt. Das 100 Gramm - Stück Feinseife wird zumPreise von 1,20 M ., das 50 Gramm -Stück Rasierseife zumPreise von 0,60 M . berechnet.

Die unter 3 . genannten Erzeugnisse werden nur gegenSeifenkarte geliefert, und zwar gegen die Feinseifen¬abschnitte der Seifenkarte . Ein Feinseifenabschnitt berechtigtzum wahlweisen Bezutz von 50 Gramm der genannten Er¬
zeugnisse.

Die Lieferung der unter 3 . genannten Erzeugnisse kommt '
erstmalig Anfang September auf die Septembermarken in
Frage .

Angestrebt wird, die Herstellung der neuen Erzeugnisse so
zu beschleunigen, daß bereits Ende August mit der Liefe¬rung begonnen werden kann. Der Vorbezug auf die Sep¬tembermarken hin ist nach den bestehenden Bestimmungenzulässig.

» Vom Tilge .
(Zur Lage der Entente . Friktionen rm badischen

Parteileben .)
Wir haben seiner Zeit an dieser Stelle mehrfach betont ,

daß nach dem Tage der Unterzeichnung des
Friedensvertrages die weltpolitische Lage , d . h.
die durch bestimmte Bündnisse bestimmte Konstellation
der Mächte, nicht mehr dieselbe bleiben würde wie in den
jüngst verflossenen 6 Jahren . Wir haben darauf hinge¬
wiesen , daß die Einigkeit in der Entente seit dem Ab¬
schluß des Waffenstillstandes nur noch mit Mühe aufrecht
erhalten werden konnte, und daß mit einem Ausein¬
anderfallen dieser Koalition ohne weiteres
gerechnet werden müsse, sowie erst einmal der Friedens¬
zustand in aller Form wieder hergestellt ist.

Was wir damals sagten, ist heute zu !: Tatsache gewor¬
den : die Entente fällt auseinander . Bestehen
bleibt lediglich eine Art Schutz, und Trutzbllndnis zwi¬
schen Frankreich, England und Nordamerika. Die übri¬
gen Herrschaften, die sich an dem Konzern zur Verteilung
der Welt beteiligten , verabschieden sich bereits , mehr oder
minder enttäuscht und erbittert , mit mehr oder weniger
höflichen Gesten , und im Hintergründe erhebt sich drohend
das Gespenst neuer Verwicklungen, neuen Hasses. Was
dieser Tage in Fiume geschehen ist, sieht so ernst aus .
daß man beinahe von einem Kriegszustand zwischen
Italien und Frankreich, bezw. zwischen Italien und Jugo -
Slawien sprechen könnte. - Italienische und französische
Truppen haben sich regelrechte Schlachten geliefert , und
die Begleitmusik zu diesem Kampfe der Waffen liefert die
italienische Presse , die schon seit Wochen von dem „Ver¬
rat der lateinischen Schwester" schreibt und die Tatsache
einer starken Spannung zwischen Frankreich und Italien
nachdrücklichst unterstreicht.

Die Dinge im Osten selbst sind dabei noch völlig un¬
geklärt . Der Friedensvertrag von Versailles weist in
dieser Hinsicht Lücken auf , die vielleicht nur mit blutiger
Handschrift werden ausgefüllt werden können . Die Be¬
ziehungen der verschiedenen Oststaaten untereinander , die
Beziehungen also zwischen Rußland , Finland , Lettland ,
Esthland , Polen , Ukraine, Tschecho-Slawien , Deutsch-
Österreich, Jugo -Slawien , Ungarn , Rumänien . Bulga -
rien , Griechenland und der Türkei sind Noch nirgends ge¬
ordnet . Alles brodelt dort durcheinander. Und hinein
in dieses bunte Chaos streben die Machtaspirationen Eng¬
lands , Frankreichs und Italiens . Im äußersten Osten
aber geht Japan seine eigenen Wege, nicht ohne damit
die Gefahr eines schweren Konfliktes mit China und -
rückwirkend mit Amerika heraufzubeschwören . Was die
innerpolitische Lage der führenden Ententestaa¬
ten betrifft , so sehen wir auch dort leidenschaftliche Un¬
zufriedenheit , ja teilweise sogar offenkundige Empörung ,
am Werke, das bestehende Staatsgefüge zu erschüttern.
Alle diese Staaten , auch Amerika und England , stehen
vor schweren innerpolitischen Problemen wirtschaftlicher
und sozialer Natur . Am Schlimmsten scheint es in



Italien auszusehen, wo die Revolution offenbar be¬
reits im Gange ist.

Statt diese innerpolitische Situation mit den Mitteln
einer klugen Politik zu überwinden , sind England und
Frankreich darauf und dran , durch die Aufrollung der
Frage der Bestrafung der „Schuldigen " die
Gemüter noch mehr zu verwirren und zu verhetzen . Es
besteht ja noch immer die Möglichkeit , daß man in Eng¬
land sich eines Besseren besinnt und die Idee eines Pro -
zesscs gegen den Exkaiser fallen läßt . Die
öffentlichen Kundgebungen gegen einen solchen Prozeß
mehren sich jedenfalls .

Die ganze Idee war ja von vornherein eine Ungeheuer¬
lichkeit und wohl nur dann zu begreifen, wenn man sich
in die Gefühlswelt der Brutalität und Rachsucht hinein¬
versetzte . Es gibt kein Gesetz und keine Gerichtsordnung ,
nach der man den Exkaiser belangen könnte ; und es ist
eine Frivolität ohne gleichen, wenn die Kläger das Recht
für sich in Anspruch nehmen, gleichzeitig die Richter zu
fein . Ein derartiges Verfahren wäre weiter nichts, als
eine schnöde Vergewaltigung des Rechtsgedankens, es wäre
weiter nichts als ein häßlicher Triumph der nackten Gewalt
Und es würde nur dazu führen können, daß das d « vtfch »
Volk noch fester geeinigt wird in dem
Gefühl deKUbscheues gpgen solche Feinde ,
und daß der Exkaiser vor der ganzen Welt an Stelle der
Kaiserkrone, die man ihm genommen hat , die Märtyrer -
kröne aufgedrückt bekäme . Völkerrechtlich oder überhaupt
juristisch läßt sich das , was man dem Exkaiser vorwirft ,
überhaupt nicht fassen . Und zudem darf doch nie ver¬
gessen werden, daß der Kaiser nach der deutschen Verfas¬
sung überhaupt nicht verantwortlich gemacht werden kann,
sondern daß die höchsten Beamten der Regie¬
rung dieVerantwortung für das Tun des
Kaisers zu tragen haben . Es war deshalb völ¬
lig logisch, daß sich der frühere Reichskanzler von Beth-
mann-Hollweg und der Leiter unserer gesamten Krregs-
führung , Feldmarschall von Hindenburg , der Entente zur
Verfügung stellten mit der Feststellung, daß sie allein für
das Geschehene verantwortlich zu machen seien .

Daß bei unseren bisherigen Feinden der Wunsch be¬
steht , solche Männer , die für den Ausbruch des Krieges
und für Exzesse der Kriegsführung haftbar zu machen
sind , vor ein Strafgericht zu ziehen , begreifen wir voll¬
kommen . Auch wir wünschen , daß Schuldige
bestraft werden . Aber eine derartige Aktion der
Gerechtigkeit dürste sich dann nicht nur einseitig gegen
deutsche Schuldige richten , sondern auch gegen die Schul¬
digen auf seiten des Feindes . Die Ententepresse veröffent-
licht zurzeit eine Liste der Männer , die wir nach den Be¬
stimmungen des Friedensvertrages auszuliefern hätten .
Tie Möglichkeit , daß unter diesen Männern solche find , die
sich gegen die Gesetze der Menschlichkeit schwer vergangen
haben, geben wir zu . Und es würde gacnichts schaden,
wenn Generäle und Offiziere , die durch offenkundige Un-
Menschlichkeit und Grausamkeit den deutschen Namen ge¬
schändet haben, dafür auch bestraft würden . Aber wer
garantiert uns für eine wirklich unpar¬
teiische , gerechte Untersuchung ? Und wo
sind die Pressestimmen in England und Frankreich, die
nun um der Gerechtigkeit willen auch eine Bestra¬
fung schuldiger Ententegenerüle verlangen ?
Es ist doch hüben und drüben gesündigt worden. Und
Wenn man der Idee des Rechtes und der Gerechtigkeit
dienen will, so kann das doch nur geschehen, indem man
alle Schuldigen zur Rechenschaft zieht. Wir glauben ,
daß die ganze Angelegenheit auch für England und Frank¬
reich nur bedenkliche, ja unheilvolle Folgen haben wird.
Und wir würden es ebenso gerecht wie klug finden , wenn
England und Frankreich sich entschließen könnten, einen
unparteiischen , neutralen Gerichtshof
einzusetzen , damit dieser die Schuldfrage im allge¬
meinen und die Schuld einzelner Persönlichkeiten unter¬
sucht.

Was die politische Lage in Badyn betrifft , so
beginnt sie sich, wenn wir einem Leitartikel des „Badi¬
schen Beobachters" (Nr . 312 vom 9 . Juli ) Glauben schen¬
ken wollen , zu trüben . Die Zentrumspartei beschwert sich
darüber , daß von Seiten der deutsch-demokratischen Par¬
tei oder besser gesagt — von Seiten gewisser demokrati¬
scher Blätter und gewisser demokratischer Kreise gegen
das Zentrum gehetzt wird . Und zwar wird diese Hetze er¬
blickt in der Polemik , die einzelne demokratische Blätter
nicht nur gegen den Reichsfinanzminister Erzberger , son¬
dern auch gegen den badischen Finanzmini st er Or .
Wirth und die von ihm in Übereinstimmung mit der
Gesamtregierung vertretene Steuerpolitik richten, sowie
in Artikeln , die nach der Ansicht des Zentrums die Beam¬
ten gegen den Finanzminister einnehmen sollen . Znm
Schluß wird vom „Badischen Beobachter" behauptet , daß
auch bereits eine konfessionelle Hetze gegen das Zentrum
eingesetzt habe , und daß von demokratischer Seite die Be¬
hauptung aufgestellt werde, bei der Politik des Zentrums
handele es sich lediglich um eine „Politik klerikaler
Herrschsucht" .

Zum Beweis dieser Behauptungen zitiert der „Ba¬
dische Beobachter" die Rede eines demokratischen Partei¬
führers im Haushaltsausschuß , den bereits bekann¬
ten Beschluß des Allgemeinen Fabrikantenvereins
in Mannheim und mehrere Artikel des „Karlsruher
Lagblattes "

, die das Zentrumsorgan deshalb als
besonders bedenklich empfindet , weil das Togblatt als
offizöses Parteiorgan der badischen Demokraten zu gel -
ten habe . Der „Badische Beobachter" schreibt , daß so nicht
weiter gewirtschaftet werden könne; „entweder sind die
Demokraten mit bei der Partie und tragen dann auch
nach außen ein Stück Verantwortung , oder aber sie stel¬

len sich auf die Seite - er Opposition und verzichten auf
die Mitarbeit in der Regierung .

" Die Ausführungen
des „Beobachters" schließen mit der Bemerkung , es „stehe
ganz allein bei der Demokratie, dem sinnlosen und ver¬
derblichen Treiben gewisser demokratischer Parteikreise
ein rasches Ende zu bereiten und damit dieDerschär -
fung und Zuspitzung der Lage in Ba¬
den zu vermeiden ."

Soweit wir unterrichtet sind , hüll d i e Zc n t x u ni s -
Partei es keineswegs zu einer Regie¬
rungskrise treiben , sondern ist nach wie vor be¬
reit und entschlossen, in der Regierung weiter mitzuar¬
beiten . Sie verlangt und erwartet aber , daß diese Tat¬
sache auch von der deutsch-demokratischen Partei , die ja
selbst zur» Koalitionsregierung gehört , genügend beachtet
und gewürdigt wird , und daß die demokratische Partei¬
leitung dafür sorgt, daß mutwillige Störungen der fried¬
lichen Zusammenarbeit vermieden werden . Soweit sich
die Klagen des „Badischen Beobachters" auf die Artikel
des „Karlsruher Tagblattes " beziehen , sind sie auch un¬
serer Meinung nach nicht ganz unberechtigt. Das „Karls -
ruher Togblatt " beliebt, Artikel zu veröffentlichen, die in
Anbetracht der Tatsache, daß wir eine Koalitions¬
regierung in Baden haben, an der auch die demo¬
kratische Partei teilnimmt , lebhaftes Befremden Hervor¬
rufen müssen . Entweder gehen diese Artikel auf verant -
wörtliche Parteiinstanzen zurück, dann wäre allerdings die
Einigkeit innerhalb der Regierung in Frage gestellt . Oder
aber , diese Artikel stellen Entgleisungen der Re¬
daktion dar , dann ist die Redaktion zurückzupfeifen
und eines Besseren zu belehren. Es ist ganz richtig , wenn
der „Beobachter " schreibt, daß „es zur Zeit wahrhaftig
andere, dringendere Aufgaben gibt, als sich in öder Par¬
teipolemik zu erschöpfen und eine sachliche Erörterung der
großen Fragen unseres , Vaterlandes zu erschweren .

" So¬
weit unsere Kenntnis der Sachlage reicht , werden die
Beschwerden der Zentrumspartei , sofern sie als berech¬
tigt anerkannt werden müssen , sicherlich abgestellt werden.
Im übrigen darf darauf hingewiesen werden, daß die
jüngst stattgehabte Landesausschußtagung der badischen
Demokratie sich für die Teilnahme der Partei an der Koa¬
litionsregierung ausgesprochen hat.

Deutsche Nationalversamm¬
lung.

Die Beratung des Berfaffungsentwurfes wurde gestern
beim siebten Abschnitt , Rechtspflege, Art . 101—106 forige-
setzt .

Zum Artikel 101 liegt ein Antrag der Unabhängigen vor,
der für die Ausübung der Gerichtsbarkeit nach dem Reichs¬
tagswahlrecht zustandegekommene Volksgerichte verlangt , denen
auch die Soldaten unterworfen sind . Militär - und Ausnahme¬
gerichte jeder Art sind verboten.

Abg . Henke (U . S . ) : Nur durch die Einsetzung der Volks¬
gerichte kann der Klassenjustiz ein Ende gemacht werden. Vor
allen Dingen mutz ein Ende gemacht werden mit den fluch¬
würdigen Standgerichten und autzerordentlichen Kriegsge¬
richten .

Staatskommissar Dr . Preutz : Ich glaube , das hier vorge-
schlagene rein politische Reichstagwahlrecht ist alles eher ats
geeignet, eine von allen nicht zur Rechtspflege gehörigen Ein¬
flüssen freie Justiz zu schaffen . Was eine Verfassung über -
haupt -tun kann, um die Grundlage für eine gute Justiz zu
schaffen , das ist hier verbucht. Durch Auslieferung der Ge¬
richte an die Leidenschaften der politischen Wahl wird dieses
Ziel sicherlich nicht erreicht.

Abg. Dr . Heinze (D . Vp. ) : Besser sind schlechte Gesetze , die
von guten Richtern angewendet werden, als gute Gesetze , in
Händen von Richtern, die nchit aus der Höhe sind, ohne
Kenntnis , Lebenserfahrung und Rechtswillen. Auf die Aus¬
bildung der Richtung kommt alles ' an . Eine solch« Justiz¬
politik wird aber durch die Wahl unmöglich gemacht . Sie ver¬
mag eine vernünftige Ausbildung der Richter nicht zu gewähr,
leisten . Auch kommt der Richter unter die Herrschaft der Par¬
teien und Programme . Er vermehrt damit die Unabhängigkeit
sicher nicht . Sie ist aber die Grundlage des deutschen Staats¬
wesens.

Abg . Warmuth (D . - N . ) : Ter Gelehrtenrichter steht in keinem
unvereinbaren Gegensatz zu dem Volksrichter.

Abg. Katzenstein (Soz .) : Wir können dem Antrag der Un¬
abhängigen nicht zustimmen . Der Abg. Henke Hat - Recht mit
seinen Auslastungen über die Klassenjustiz, aber was er will,
würde eine Klassenjustiz durch eine andere ersetzen . In den
künftigen Gerichten muh durch ein starkes Laienelement , das
aus Volkswahlen hervorgegangen ist , ein Gegengewicht gegen
das Beamtenrichtertum geschaffen werden.

Abg . Ablaß (Dem .) : Der Richter ist in der Tat vielfach
als Beauftragter eines bestimmten Standes hervorgetreten ,
weil ihm vielfach der Weitblick fehlte. Der von dem Abg .
Henke vorgeschlagene Weg zur Sicherung der Unabhängigkeit
in der Rechtssprechungwürde aber geradezu die Grundlage der
Unabhängigkeit des Richters erschüttern. Demokrat, « , dre Ach .
tung vor allem, was Menschenantlitz trägt , die Achtung auch
vor der Meinung des anderen wird die sicherste Grundlage für
die Unabhängigkeit der Volksrichter sein.

Abg . Henke (Unabh.) : Parteien im heutigen S,nn werden
in dem sozialistischen Staate nicht mehr vorhanden sein, des¬
halb wird die WaP der Richter keine Abhängigkeit von den
Parteien bedeuten.

Abg. Dr . Rieser (D . V. ) : Bewußte Klassenjustiz wird jeden¬
falls von unseren Richtern nicht betrieben .

Abg . von Brentano (Zentr .) : Unser Richterstand hat wirklich
eine bessere Beurteilung verdient als die, daß inan ihn, mehr
oder weniger verblümt , den Vorwurf einer bewußten Klassen,
justiz macht . Tie Unabhängigkeit des Richters ist die Gruns -
lage unserer Rechtsprechung und sie muh unter allen Umstän¬
den erhalten werden.

Der Artikel wird unter Ablehnung des Antrags der Unab¬
hängigen in der Ausschuhfassung angenommen .

Artikel 102 wird ohne Erörterung angenommen .
Bei den Artikeln 103 und 101 beantragen die Unabhängigen

Streichung . Tie Sozialdemokraten beantragen : Die Mili¬
tärgerichtsbarkeit ist aufgehoben (statt aufzuheben ) .

Abg . Gröber (Zentr . ) beantragt den Zusatz: Tie militärischen
Ehrengerichte sind aufzuheben . Außerdem liegt eine Ent¬
schließung des Ausschußes vor : Das Gesetz über die Auf¬
hebung der Militärjustiz ist mit großer Beschleunigung einzu.
bringen .

Kriegsminister Reinhard teilt mit . es sei beabsichtigt , eine
Disziplinarkammer für das Heer neu einzurichten . Es werde
also genügen , wenn das Haus in irgend einer Form den>
Wunsch ausspricht, daß die militärischen Ehrengerichte nicht
wieder aufleben . ,

Reichswchrminister Roske erklärt , die Militärgerichtsbarkeit
sofort aufzuheben, sei unmöglich. ,

Abg . Falk (Dem .) führte aus , wenn die Regierung erkläre,
sie könne die Militärgerichte vorläufig nicht entbehren , so!
müsse es bei dem Kompromiß bleiben.

Abg . Graefe (D . -N . ) : Die Reform der Militärstrafgerichts -«
barkeit halten auch wir für notwendig. >

Abg. Graf zu Dohna (D . V .) betont, die militärischen Ehren ,
gerichte dürfen nicht aufgehoben werden.

Abg. Davidsohn (Soz . ) erklärt : Im Vertrauen darauf , Last
das Gesetz über die Aufhebung der Militärjustiz mit großer
Beschleunigung kommen wird , ziehen Wir unseren Antrag
zurück .

Nach kurzen Ausführungen des Abg. Dr . von Delbrück
(D .-N .) wird der Artikel 103 mit dem Antrag Gröber angenom,
men . ferner Art . 104 mit einem Antrag Gröber betreffend ditz
Nufrechterhaltung der Militärgerichtsbarkeit auch an Bord ,
ebenso die Entschließung des Ausschusses . Damit ist der Ab<
schnitt beendet.

Nach einem Disput zwischen dem Kriegsminister Reinhards
und dem Abg . Dr . Eohn (U . S . ) , wobei der Kriegsministep
die schweren Vorwürfe zurückwies, die Abg. Dr . Cohn gegeni
die Offiziere im allgemeinen gerichtet hatte , vertagte sich das)
Haus auf Freitag vormittag 1610 Uhr . Tagesordnung : Kleins
Anfrage und Verfassung. Schluß 14 8 Uhr. >

Doliliscbe Neuigkeiten .
Neberrelcbung der IKatiklkationsurkunde .

* Am Donnerstag früh 11 Uhr hat , wie die TU. aus Zürich
meldet, Freiherr von Lersner dem Obersten Henry das Do-,
kument des ratifizierten Friedensabkommens vorgelegt.

Die Deimscbakiung der Ikriegsgekangenen
* Die Heimschaffung der deutschen Kriegsgefangenen wird

Zeitungsmeldungen zufolge schon in kommender Woche be¬
ginnen . Eine Havasdepefche vom Donnerstag früh meldet«,
daß Ministerpräsident Clemenceau den Befehl gegeben habe,
mit dem Abtransport aus den Gefangenenlagern Montag früh)
zu beginnen.

Miederauknabme der internationalen
Beziehungen .

* Von Seiten der Entente ist, wie die „Deutsche Allg . Ztg ."

erfährt , durch Herrn Dutasta die Mitteilung gemacht worden/
(daß die Verhandlungen über die Verwaltung der Rheinlands
unverzüglich in Angriff genommen werden sollen und zwaq
in Verbindung mit der Frage des Wiederaufbaues des bel,
gifch-französifchrn Kriegsgebiets .

Gleichzeitig hat Herr Dutasta den Wunsch der Ententemächte)
nach einer baldigen Wiederaufnahme der diplomatischen Be '
Ziehungen zum Ausdruck gebracht.

Gesterreicb und der Völkerbund .
* In ihrer Antwort auf das österreichische Ersuchen um Zu«

laffung zum Völkerbund als Gründungsmitglied begrüßen di«
Alliierten , lt .- W . T .-B., als Beweis , den Österreichs Haltung
bisher für seine guten Absichten gegeben habe, und erklären,
daß sie bereit sind , eine Mandatur Österreichs zu unterstützen,
sobald es über eine verantwortliche Regierung verfügt , die im,
stände sei, die internationalen Verpflichtungen zu erfüllen .

Abänderungen am österrelcbiscben
Friedensvertrag .

* Wie das Wiener Korr .-Büro mitteilt , hat Staatskanzlep
Renner vom Präsidenten der Friedenskonferenz Clemenceau,
eine Note erhalten , in ' der die vom Staatskanzler Renner
am 33 . Juni angegebenen Momente als berücksichtigungswert
erklärt werden, weshalb Art . 49 gestrichen und durch folgend^ ,
Bestimmung ersetzt wurde :

«Die Güter , Rechte und Interessen der österreichischer »
Staatsbürger und die von ihnen kontrollierten Gesellschafter»
unterliegen in den Gebieten , welche Teile der österreichisch «
ungarischen Monarchie gebildet haben , nicht der Beschlag¬
nahme oder der Liquidation . Diese Bestimmung bezieht sich
nicht auf die Güter , von denen in den Finanzklauseln di«
Rede sein wird . Sie bezieht sich auch nicht auf die Schiffe,
über die in den Wiedergutmachungen Bestimmungen enthal¬
ten sind .

"
In der Note der Entente wird ferner die handelspolitische

Note der österreichischen Delegation beantwortet . Die Bewil - -
ligung der Meistbegünstigung sei für das Wirtschaftsleben
Österreichs nicht gefährlich, weil es ihm gestattet sei , mit der;
Tschecho- Slowakei und mit Ungarn auch mit von der Meist¬
begünstigung ausgenommene Verträge abzuschliehen. Dis
alliierten Staaten wünschen nicht , daß die österreichische Aus¬
fuhr feindseligen Beschränkungen unterliege , sind aber nicht
in der Lage, ihr sofort Meistbegünstigungsrechte einzuräumen .
Sie sind nur bereit, folgenden Artikel hinzuzufügen :

Die Österreich in Artikel 1 bis 4 auferlegte Meistbegün¬
stigung wird nach 3 Jahren von keinem alliierten und astag
ziierten Staate in Anspruch genommen werden , ohne die Ge¬
genseitigkeit zu gewähren , wenn nicht der Völkerbund anders
entscheidet ^

Gütliche Regelung der osttragen .
* Die deutsche Regierung ist über Versailles an die Entente ;

herangetreten , den Polen den deutschen Wunsch zu übermit - ,
teln , die durch den Friedensvertrag entstandenen Ostfragech
zwischen Preußen - Deutschland einerseits «nd Polen anderere
seits in gütlicher und korrekter Weise zu regeln . Es sollen von
beiden Teilen Kommissionen ernannt werden, die am bester»
sofort in Berlin zusammentreten .

Lngländer gegen das Verbrechen der
Blockade .

* Englischen Blätern vom 8 . Juli zufolge wurde ein ManH
fest gegen die Blockade veröffentlicht, das u . a . pie Unterschrift
von Philipp Snowden , Dr . Marion , Philipp Walsh und Besaut

trägt . In diesem Manifest wird erklärt : Die Fortsetzung de<

Blockade durch sieben Monate des Waffenstillstandes hat iq

der ganzen neutralen Welt Verwunderung und Entsetzen er,

regt . Die fortdauernde Verwendung einer so grausamen

Waffe bildet eine unauslöschliche Schande für England , das



.»t voran beteiligt ist. Wir appellieren an unsere Landsleute

mü» an alle jene, denen die Ehre Englands teuer ist, daß die

zivilisierte und christliche Welt sich vor allem ,n dem Bestreben

vereinigen möge , die Aushungerungswaffe abzuschaffen.

Dektige Strassenkämpke in Flume .
» Das jugoslawische Pressebürg meldet It . W.-T . -B . aus

Laibach : Die Ereignisse in Fiume nehmen ernsteste« Eharak -
ter an . Zwischen Italienern und Franzosen ist es f»rm-
Nchen Gefechten gekommen . Um 8 Uhr abend» stirrmten
italienische Soldaten gemeinsam mit Italienern ^ cw Fiume
und italienischen Freiwilligen mnter lebhaftem Gewehrscuer
Ae » die französische Stistenklave . wobei Handgranaten ge-
w »rfen wurden Ein französisches Torpedoboot eröffnte hie¬
rauf das Feuer auf die Italiener . Diese griffen als »«« « kon-

^ utrisch die im Hafen befindliche Basis für die Versorgung der
iu Ungarn stehenden französischen Armee an. Offenbar Han .
Gelt es sich im Sinne der italienischen Bolschewnten darum , die
Unterstützung der in Ungarn stehenden französischen . Truppen
zu hindern . Es kam zu blutigen Straßen ?ampsen.

Die anrmitifchen Kolonialtruppen wurden in ein MaMzin
gedrängt und von den Italienern auKnahmslos n.ederge-
Letzrlt. Ein Anamit wurde ins Meer geworfen. Bier andere,
wurden , obwohl sie um Gnade baten , erschossen Tre ital »eni-
schc Bevölkerung beteiligte sich von den Hausern aus am
« « -rpfe . Bis jetzt find etwa 8« Tote ach französischer Sette
gezählt. Während der Nacht wurde auf Samariter , dre Fra . ..
zosen retten wollten, geschossen.

Abreise des italienischen Botschafters
. in Paris .

Aus Paris meldet die Agentur Havas : Das Tagesereignis
bildet die eben erfolgte Abreise Tittonis nach Rom. Die Kom¬
mission, die zur Untersuchung der Ereignisse in Fiume einge¬
setzt ist, umfaßt vier Generale , die Frankreich, England , Italien
»nd die Bereinigten Staaten vertreten .

Die Llnrnden ln Mallen .
» Wie der „ Secolo" meldet, ist in Bisente und Bacano die

Räterepublik ausgerufen worden. Sämtliche Wagen und Au¬
tomobile, sowie die öffentlichen Gebäude wurden beschlag -
»ahmt . Tie notwendigen Bedarfsartikel wurden unter die
Bevölkerung verteilt. In einer Mitteilung des Generalsekre¬
tärs Lazzari erklärt sich die offizielle sozialdemokratische Partei
Mit den Teuerungskundgebungen solidarisch.

Aus mehreren- Städten Oberitaliens wird ein Wiederauf¬
leben der Teuerungstuimulte gemeldet. Ilach Mailänder Nach¬
richten sind die Verhandlungen der beiden römischen Arbeits -
jkammern mit den Behörden und Geschäftsleuten gestern ge¬
scheitert, und für Rom ist der sofortige Generalstreik beschlossen
worden. Ganz Apulien ist von der Bewegung ergriffen . Auch
in Sizilien mehren sich die Aufstände. Der „Avanti " spricht von
Lruppenzusammenziehungen .

Besetzung der fremden Gesandtschaften
in Petersburg .

* Reuter meldet aus Helsingfors : Die Bolschewisten haben
die fremden Gesandtschaften und Konsulate in Petersburg
»«setzt und das gesamte Personal verhaftet .

Wadiscbe Nebersicbt .
Die Begnadigung ln tDllitärdisziplinar -

sacben .
Amtlich wird uns mitgeteilt :
* Durch Verfügung des Kriegsministeriums ist der badi¬

schen Regierung die Ausübung des Gnadenrechts in
Disziplinär sacken über badische Staatsangehörige
zuerkannt worden . Das Ministerium für militärische Ange¬
legenheiten hat schon in einer Reihe von Fällen wegen Ver -
« hen, die in den Revolmionstazen begangen worden sind ,
Strafaufschub auf Wohlverhalten oder Strafnach -
latz erteilt .

* Die neueren Vergewaltlgungsversucve
der Franzosen in Ikebl

wie sie sich aus dem gestrigen bekannt gegebenen Ur¬
teil gegen den Hilfsstaatsanwalt Amtmann Werber
»nd den Amtsrichter Frisch ergeben, fordern aufs neue die
schärfste Kritik heraus . Was haben die beiden Beamten getan,
«atz man sie in so exemplarischer Weise bestraft ? Nun , weiter
nichts , als einfach ihre Pflicht . Sie fürchteten um den staat¬
lichen Fortbestand des Amtsbezirkes Kehl und schritten gegen
den berüchtigten Rechtsagenten Hompa von Legelshurst , der
mit allen Mitteln die Loslösung des besetzten Gebietes von
Baden und damit vom Deutschen Reiche betrieben hat und noch
betreibt, ein. Dafür wurden sie von den Franzosen zur Ver¬
antwortung gezogen ; sie hätten , so soll angeblich das sie verur¬
teilende Gericht gesagt haben , die Verhaftung Hompas ohne
Kenntnis der französischen Behörden vornehmen lassen .

Das mag richtig sein, aber Frisch und Werber hatten das
Recht, nach ihren Landesgesetzen so vorzugehen, wie sie es
getan haben. Diese Landesgesetze bleiben nach den Bestim¬
mung der Haager Vereinbarung auch für das besetzte Gebiet
Maßgebend. Würden die Beamten nicht eingeschritten
fein , dann wäre Hompa zweifellos in der Lage ge¬
wesen , sein landesverräterisches Treiben fortzusetzen. Und da-
sür s"ll der Hilfsstaatsanwalt Werber 6 Monate , der Amts¬
richter Frisch 3 Monate ins Gefängnis gesperrt werden . Das
fit unerhört !

Damit die Strafe aber verschärft werde, hat man den bei¬
den gegen Baden und das Reich so pflichttreuen Beamten nocheine Geldbuße von je250v M . auferlegt . Das bringen Ver-
weter der „ Grand Nation "

, welche die großen Menschheitsziele
Freiheit und Gleichheit ständig verkünden, fertig . Das geschieht

Tage nach der Unterzeichnung des Friedensvertragesm Versailles , und wenige Stunden vor der Ratifizierung derFriedensurkunde durch die deutsche Nationalversammlung in« emrai^ I Wahrlich, ungerechter und rücksichtsloser hat sichselten eine Ration im Kriegszustand verhalten , wie die fran -
rosische. geschweige denn, daß bei der tatsächlichen politischen
Überleitung vom Kriegs - in den Friedenszustand jemals ein
kriegsuhreiider Staat so gehandelt hätte .

Die Presse des neutralen Landes , besonders aber die Schwei¬
zer Presse, wird nicht umhin können, von diesen und anderen« ten des sinnlose« Chauvinismus ' in Frankreich entsprechend» otiz zu nehmen.

Die Stellung der Parteien zur Landes -
Weaterkrsge.

oc . In den zwei Sitzungen des HauShaltsausschusscs des
badischen Landtags , in welchen did Umwandlung des ehemaligen
Hoftheaters in ein Landestheater für Baden zur Besprechung
stand, formulierten die Parteien ihre Stellungnahme unge¬
fähr wie folgt :

Das Zentrum betonte durch seine Vertreter , daß Karlsruhe
nicht auf Kosten des Landes Nutzen ziehen dürfe . Wolle cs
nicht erhebliche Lasten tragen , werde man mit vem Landes¬
theater einfach Schluß machen . Bei den Wandertheatern sei
zu befürchten, daß mancher literarische Schmutz auch auf das
Land hinausgetragen werde . So habe man in Haslach Schön -
herrs Schauspiel „Der Weibsteufcl" geben wollen . Dagegen
erbebe das Zentrum entschieden Protest . Für ein Landes¬
theater sei die geographische Lage von Karlsruhe nicht geeignet ,
eventuell solle man das Landestheater an die Stadt Karls¬
ruhe verpachten. Demgegenüber hob ein anderer Zentrums¬
abgeordneter hervor, daß die Stadt Karlsruhe nicht mehr lei¬
sten könne , als sie zugesagt habe. Dian solle doch auch das
Theater als ein Bildungsinstitut betrachten, das zweifellos
Gutes leisten könne .

Die Sozialdemokratie ließ erklären , daß sie immer bestrebt
gewesen sei, durch Theater und gehaltvolle Vorträge auf allen
Gebieten das Bildungs - und Unterhaltungsbedürfnis der
breiten Massen des Volkes zu fördern . Sie verspreche sich
Gutes , wenn das Landestheater erhalten bleibe ; nur müsse sie
fordern , daß die jetzigen hohen Preise abgebaut würden . Auch
die Zahl der billigen, der sog . Volksvorstellnngen sei zu

- vermehren . Einen anderen Ausweg, wie den vorgeschlageuen,
finde sie nicht . Sie würde unter keinen Umständen dazu die
Hand bieten , daß durch die Schließung des Landestheaters mehr
als 300 Künstler brotlos würden . Das Platte Land solle nickt
immer den Städten , wie Karlsruhe , alle finanzielle Lasten
aufbürden wollen, denn der Krieg habe das Land entschuldet,
die Städte verschuldet . Ein sozialdemokratischer Vertreter
Mannheims plaidierte noch warm für einen Zuschuß für das
Mannheimer Theater .

Die Demokraten betonten, daß ein Landesinteresse vorliege,
die Vorlage anzunehmen . Der Staat sei moralisch verpflichtet
für Kunst- und Kulturfragen sich einzusetzen. Die ländlichen
Abgeordneten sollten Verständnis für die hohen Umlagen einer
Stadt wie Karlsruhe haben und nicht noch mehr von ihr ver¬
langen . Im allgemeinen fehlen unseren Theatern die guten
Stücke . Die Theaterkommission sollte natürlich auch Einwir¬
kung auf die Auswahl der Stücke haben. Der Redner -beklagte,
daß bisher die badische Kunst so wenig gepflegt und Stücke von
Gött untz Burke nicht aufgeführt wurden .

Die Deutsch -Nationalen gäben zu, daß der Landtag sich in
einer Zwangslage befinde. Das Wandertheater sei eine
Utopie ! Leider betrachte man das Theater mehr als eine
UnterhaltungLstätte , denn als eine Bildungsanstalt ; man wolle
lachen , die Bildung sei Nebensache . Man schenke den Karls¬
ruhern das ganze Theater .

Trotz der im Ausschuß geübten Kritik an der Regierungs -
vorlxge , dürfte sich, wie schon gestern mitgeteilt , eine Mehrheit
im Landtag für sie finden.

Sparsamkeit bei Auskübrung von Neu¬
bauten des badiscben Staatss .

oc. Der Haushaltsausschuß des badischen Landtags hatte
einen Unterausschuß eingesetzt , um an den Forderungen für
Neubauten , wie sie im V. Nachtrag zum Staätsvoranschlag
für 1918/19 vorgesehen sind, noch wesentliche Abstriche vor¬
nehmen zu können. Diese Sparabsicht ist erreicht worden und
gestern nachmittag wurde im Haushaltsausschutz der Bericht
des Unterausschusses erstattet . In den Bereich der Sparsam¬
keit waren gezogen die Amtsgerichtsgebäude in Eberbach und
Breisach, die Klinikbauten für die Universitäten Freiburg und
Heidelberg, die Jngenieuräbteilung der Techn. Hochschule in
Karlsruhe und für den Gymnasiumsneubau in Lahr . Bei
der Position : Errichtung einer provisorischen Ambulanz der
Hautklinik der Universität Heidelberg wurde von der Regie¬
rung verlangt , daß sie eine Statistik der Geschlechtskrankheiten
baldigst vorlegen solle . Es wurde festgestellt, daß der Krieg
die Zahl der Geschlechtskrankheiten außerordentlich vermehrt
hat .

In
'§ ahr soll statt des humanistischen Gymnasiums ein Real¬

gymnasium mit Oberrealschule errichtet werden. Der Bau soll
auch Beschäftigung für Arbeitslose bringen . Bei dieser Ge¬
legenheit wurde dem humanistischen Gymnasium ein Loblied
gesungen. Durch die Ausführung des Regierungsvorfchlags
können 800 000 Mark erspart werden. Die Vorschläge des
Unterausschusses wurden gutgeheißen.

Zum Punkte : Zusammenlegung der Landessammlungen im
Karlsruher Schloß wurde mitgeteilt, daß es unmöglich ist , das
Schloß zu kleineren Wrchnungeu einzurichten und umzubauen .
Es werden deshalb die zusammengehörigen Bestände ver
Sammlungen für Altertums - und Völkerkunde und des

t Kunstgewerbemuseums im Schloß untergebracht . Dazu soll
der Westflügel dienen, während der Ostflügel , in welchem sich
die sogen . Prunkräume befinden, später der öffentlichen Be¬
sichtigung Vorbehalten bleiben. Die Regierung sagte auch die
Dezentrealisierung der Ausstellung der Sammlungsgegen¬
stände zu . . Angeregt wurde die Herausgabe von Führern und
Katalogen , um das allgemeine Interesse an den Kunstgegen¬
ständen zu steigern.

Die Stenograpben des Landtags .
* In der am Dienstag abgehaltenen Sitzung des Aus¬

schusses der Vertrauensmänner des badischen Landtages , an
der auch Vertreter der Ministerien und die beteiligten Beam¬
ten teilnahmen , wurde über die Frage der Ausgestaltung des
Stenographen - und Berichterstattungsdienstes eine eingehende
Beratung gepflogen. Das Ergebnis war , daß zunächst zur
Ermöglichung des Kontrollstenographierens lpaarweises Nach¬
schreibe») und zur Beschleunigungder Stenogrammübertragung
die Zahl der Stenographen von 6 auf 8 erhöht werden soll .
Die Stenographen sollen mit den gleichen Rechten und Pflich¬
ten wie die übrigen Staatsbeamten , aber als Beamte
des Landtags angestellt werden, jedoch, soweit sie beim
Landtag entbehrlich sind , zu Dienstleistungen , die ihrer Vor¬
bildung und Vereigenschaftung entsprechen, auch bei den Mi¬
nisterien oder anderen Staatsstellen verpflichtet sein. Weiter
soll die Möglichkeit geschaffen werden, wenigstens die Hälfte
der Stenographen , also deren 4, etatmäßig anzustellen ,
und die entsprechenden Stellen im nächsten Staatsvoranschlag
anzufordern , während die andere Hälfte aus nichtetatmäßigen
Beamten oder zunächst vertragsmäßig angestellten Bedienste¬
ten bestehen soll.

Von dieser Art der Regelung erwartet der Ausschuß einen
Zustand , der den Anforderungen des Dienstes , wie auch den
Erwartungen der betreffenden Beamten entspricht. Er hofft
dadurch insbesondere zu erreichen, daß auch geeignete Kräfte
aus dem Kreise der Praktikanten und Assessoren , deren ander¬
weite Verwendung in landtagssreier Zeit gm wenigsten Schwie¬
rigkeiten bereiten würde, sich der Parlamentsstenographie zu¬
wenden werden. Indes soll bei der Anstellung wie bei der
Beförderung nicht die akademische Vorbildung , sondern nach

dem Grundsätze „Freie Bahn dem Tüchtigen" die Vercigen -
schaftung für den Dienst ausschlaggebend sein .

Die badiscde Reicbswebrbrigade .
Lp . Die badische Regierung hat ihre Zustimmung erklärt ,

daß am 1b . Juli die Übernahme der badischen Freiwilligen ,
fsrmationen in die Reichsmehr und somit die endgültige Auf¬
stellung der badischen Reichswehrbrigade (Nr. 14) erfolgt .
Mit diesem Tage tritt das Reichswehrbrigadckommando 14 .
als Kommandobehörde für alle Freiwilligenformationcn des.
badischen Volksheeres und alle badischen Reichswehrformatio¬
nen in Kraft . Mit der Führung der badischen Reichswehr¬
brigade wurde bis zur Ernennung des Brigadckommandeur »
General von Pfeil , zuletzt Kommandeur der 38. Jnfantrrie -
brigade beauftragt . Bis zur Ernennung des badischen Landes¬
kommandanten ist als nächsthöherer Vorgesetzter der badischen
Reichswehrbrigade der derzeitige Vertreter des komcktandie - -
renden Generals , von Davanz , bestimmt.

Iln der Ikarlsruber Oberbürgermeister -
trage.

ist , wie der „ Volkssreund" erfährt , nunmehr ein definitiver
Schritt getan worden. Unter den Parteien kam trotz mehr¬
maliger Verhandlungen keine Einigung zustande, indem die
Demokraten auf der Kandidatur des bisherigen Oberbürger¬
meisters Siegrist beharrten , die aber die Sozialdemokraten und
das Zentrum entschieden ablehnten . In der gestrigen Stabt -
ratssitzung wurde deshalb beschlossen, die Wahl des Ober¬
bürgermeisters auf Mittwoch, den 2b. Juli anzusetzen . D>
Demokraten stellen also, wie verlautet , den jetzigen Oberbür¬
germeister auf , während betr. Stellungnahme der Sozialdemo ,
kraten und des Zentrums feststeht , daß sie die Kandidatur
Siegrist nicht unterstützen werden.

Wsdiscbe Leitungsstimmen .
Der Protest des Kapitals .

* Wie schon gemeldet, hat neben anderen Korporationen
auch der Allgemeine Fabrikantenverein in Mannheim gegen
dir Steuervläne der Regierung bezw . die hierzu gestellten An¬
träge in einer einstimmig angenommenen Entschließung Ein¬
spruch erhoben . Im Anschluß an den Bericht über die
Versammlung , in der auch die Entsendung einer Deputation
nach Karlsruhe beschlossen wurde, schreibt das „Neue Mann¬
heimer Bolksblatt " u . a . :

„ Der Bericht ist nach verschiedenen Richtungen sehr be¬
merkenswert . Zunächst erhärtet er die alte Erfahrungstat¬
sache, daß das Kapital Zeter und Mordio schreit, sobald ihm
Gefahr droht . Die „ Entrechteten der Revolution" sagen, daße
es so nicht weiter gehen könne . Was der tausend ! Wo war '
denn die Entrüstung dieser heute so zornerfüllten Herrn wäh¬rend des Krieges , als die Geldschränke fast zu klein wurden
zur Aufnahme des Goldstromes, den ihnen die Kriegsliese¬
rungen zuleiteten , als die Dividenden in märchenhafte Höhen
hinauftletterten , in jedem Jahre den Rekord des Vorjahres
überbietend Damals wäre die Entrüstung am Vlatze gewesen,denn diesem rasenden Anwachsen der Gewinne auf der
einen Seite stand ein ebenso rapides Verarmen weitester
Kreise des Volkes auf der anderen Seite gegenüber. Wir
haben nie etwas davon gehört rher gelesen , daß sich die
Herren Fabrikanten und Direktoren in jener Zeit wildester
Hausse- Stimmung über die Höhe der Gewinne entrüstet hät¬ten . So etwas liegt dem Kapital , das unersättlich ist, nicht .Blieb aber damals , als ' triftigste Gründe zur Entrüstung vor¬
handen waren , alles still und stumm, dann mögen jene Herr¬
schaften, denen es, während das Volk litt und entbehrte , an
nichts gebrach, heute nur ganz ruhig sein . Sie haben zu
allerletzt Ursache zum Aufbegehren!

Das mutz einmal offen gesagt werden und zwar so deutlich,daß es auch dem dickfelligsten Kapitalisten einleuchtet, daß es
so wie bisher nicht mehr weitergehen kann. Wer soll denn,wenn die Frage erlaubt ist, die schwindelerregendenSummen
aufbrmgen , die das Reich, der Staat und die Gemeinden
haben müssen, wenn nicht in allerkürzester Frist alles zugrunde
gchen soll, wenn nichOdie Kapitalisten Etwa die Millionen
des verarmten Volkes, das nicht einmal soviel sein eigennennt , um sich richtig satt essen zu können , vom Erwerb an¬
ständiger Kleidung oder gar vom Genießen bescheidener Kunst
ganz zu schweigen ? Oder vielleicht der durch den Krieg dezi¬mierte Mittelstand , der heute schon syst in aussichtsloser Po -
sttion gegenüber dem mächtigen Großkapital um den Wieder,
ausbau einer bescheidenen Existenz ringt ? Die Zeiten müssen
endgültig vorbei sein , wo die wirtschaftlich Schwachen den
Löwenanteil der Steuerlasten zu tragen hatten , indes das
Großkapital mit einem blauen Auge davon kam . Ja selbst ,wenn man es wollte — wir wiederholen aber mit allein
Nachdruck , daß das nie und nimmer der Fall sein darf —,
.man könnte es nicht, denn wer nichts hat, kann auch nichts
hergeben . So bleibt auch von diesem Gesichtswinkel aus ge¬
sehen, nur der eine Weg : schärfste Heranziehung des großen
Besitzes und der hohen Einkommen.

Wenn der badische Finanzminister Dr . Wirth diesen Weg.
beschritten hat , so wußte er wohl , was er tat , und niemand ,der ernsthaft die Sachlage prüft , und nach einem Ausweg aus
unserer trostlosen finanziellen Miserne sucht, hat das Recht ,
ihn des Dilettantismus zu bezichtigen .

Das wird der Finanzminister , wie wir ihn kennen, den Her-
r : l , die im Aufträge der verschiedenen Körperschaften bei
ihm vorsprechen, wohl selbst deutlich zu verstchen geben. Wir
bezweifeln auch füglich , daß die Superlative , mit denen man
gestern hier operiert hat, den erhofften Eindruck aus ihn
machen werden . Denn das, was die Herren ihm sagen wer¬
den, hat Dr . Wirth gewiß vorher schon reiflich erwogen und
wenn er trotzdem die bereits mitgeteilte Progression aus¬
arbeitete , dann sehen wir darin einen klaren Beweis dafür ,
daß er und seine Berater zu ganz andern Ergebnissen ge¬
langt sind.

In seiner Rede über den Stand der badischen Finanzen
bezeichnet« der Finanzminister die Steuervorlagen als „ letzte
Rettungsaktion " . Kein Einsichtiger kann sich der Wucht die¬
ses Wortes verschließen. Am wenigsten aber sollten das die
Leute tun , die , wenn sie sich heute gegen den gewiß schmerz¬
haften Eingriff in ihre Kasse zur Wehr setzen, Gefahr laufen ,
in kurzer Zeit alles zu verlieren . Denn das ist wohl zu be¬
denken : gelingt es uns nicht , so schnell als möglich unsere
zerrütteten Staatsfinanzen zu sanieren, will man auch heute
wieder die Lasten auf die schwachen Schultern abwälzen , dann
rettet uns keine Macht der Erde vor dem alles vernichtenden
Bolschewismus.

Um den Bolschewismus können wir — wenn es überhaupt
noch möglich ist — nur durch die lebendige Auswirkung eines
aufs höchste gesteigerten sozialen Empfindens herumkommen.

Wer heute vom Arbeiter, der in ganz anderen Verhältnissen
zu leben gezwungen ist , fordert,, daß er aus Pflichtgefühl alle»
unterlasse , was der Gesamtheit des Volkes schadet, der mutz
vor allem selbst mit gutem Beispiel vorangehen, wenn anders
er nicht der doppelten Moral geziehen werden will . . .
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Soeben erschien :

l 'urnbücklsin
für Volks - und Bürgerschulen und die
Unterklaffen der höheren Lehranstalten
mit beschränkter Geräte- Einrichtung
und methodischesHilfsbuch

für die Oberklaffen der
, Lehrerbildungsanstalten

mit einem Lehrplan für das 1 .—5. Turnjahr
und für Fortbildungsschulen

Von

Alfred Maul
Siebte vollständig umgearbeitete , ver¬

besserte und vermehrte Auflage
' Neu herausgegeben von

Oberturnlehrer A . LkVNhardt
und Direkwr A . Eichler

an d^? Turnlehrerbildungsanstalt Karlsruhe
XII und 195 Seiten . Preis Mk. 3 .80

Verlag der G. Braunschen Hofhuchdritäreret
tn Karlsruhe .

Versteigerung.
In der Futzartilleriekaserne Breisach i. B. werden

dom 16. Juli ab bis 24. Juli (Sonntags nicht) je von
vormittags 8 bis 1114 Uhr und nachmittags 214 bis
814 Uhr öffentlich versteigert : Gebrauchte Beile, Later¬
nen , Fußbadewannen , Bänke, eiserne Bettstellen , Böcke,
Brennmittelkasten , Wassereimer, Feuerhaken , Kommo¬
den , Feuerspritzen tragbare , Gerüste aller Art , Picken ,
Worlegelöffel, Eßnäpfe , Ofen , Schaufeln , Müllschippen,
Schemel auch für Schuhmacher, Schränke aller Art,
Spaten , Spiegel , Sprengtrichter , Spucknäpfe , Strahl¬
rohre , Stufentritte , Tische verschiedene , Waschbecken,
Wafserkrüge, Zangen für Schmiede, Kochkessel zu 500
mnd 800 Liter , 1 Schneidernähmaschine, Lithographen-
steine, Aufhängeriegel , Gummischläuche für Latrinen ,
wagen (neu ) . Reihenfolge und Ausfall einzelner
Stücke Vorbehalten. Käufer muH Selbstbraucher sein
und eine unterstempelte und unterschriebene Beschei¬
nigung der Ortsbehörde vorzeigen, daß er die Gegen¬
stände benötigt, ebenso Kaufbeauftragte für ganzeGemeinden , daß Auftrag von der Gemeinde erfolg!
ist. Kriegsanleihe werden nur dann zum Nennwerte
angenommen , wenn eine (Bescheinigung vbrgezeigt
wird , aus der die Nummer der gezeichneten Stücke
ihervorgeht und in der die Zeichnungs- öder Vermitt¬
lungsstelle bescheinigt , daß die Stücke aus eigener
Zeichnung des namentlich Aufgeführten herrühren .
Die gesteigerten Gegenstände sind sogleich mitzuneh -
»nen . Angebote auf Abnahme von 390 Papierhand¬
stücher, 615 Leibstrohsäcke aus Papier und 242 Papier -
ffandsäcke (Preis für 1 Stück) wollen bis 20. Juli , vor¬
mittags 10 Uhr, verschlossen und mit entsprechender
Aufschrift versehen, an Unterzeichnete Stelle gerich¬tet werden. G .698

Garnisonverwaltung Breisach r. B. ,

MW aus 31. WMM
Aktiva . Passt»».

Kassenbestand bezw . Bankgut-
baben . 3900.71

Wertpapiere laut Aufnahme 108780 .—
Wertpapiere des Reservefonds 3077 .—
Hyvotheken-Sicherungs -Konto 24000.— 24000.—
Geschäftsanteile d . eingetrage-

neu Genossen (783 ) . . . 141100.—
Fällige , noch nicht einbezahlte

Geschäftsanteile . . . . 28520.—
Einzahlungen noch nicht amts -

gerichtlich bestätigter An-
teilzeichner . 700 .—

Zinsguthaben der Genossen . 528 .80
Betriebs - und Garantiefonds 2632.42
Reservefond . 3098.97
Spezialreservefond . . . . 1000.—
Verlust . . . 4782 .48

173060.19 173060.19
Zahl der eingetragenen Genossen auf

1 . Januar 1918 . . . . 781
Zugang im Jahre 1918 11
Abgang im Jahre 1918 durch Tod . . 8

« w » » » Austritt 1 9 2
somit Zahl auf 31 . Dezember 1918 . . . 783
deren Haftsumme M - 705500 . — betrug.

ES haben sich im Jahre 1918 vermehrt :
die Haftsumme der Genossen um . M . 6000.—- die Geschäftsguthaben der Genossen

um . M . 183S.—
Karlsruhe » den 27 . Juni 1919.

SemeiünWge Wotheken - WerliiW -EenoWW
G700 e. G . m . b. H .

Bastei . Frey , Diemer .

Siete an

unil Uvke »» - korrkS
aus Zsbi'auOtitsn OkfiTist's-' kÖOksn , pk'siswsk't , I^k'lsclSnswas's

Onifol'mfabr' lk s? asiatt

! MlelMMW»!
^ Aufnahme von jungen Mädchen gebildeter Stände . ?
! Ausbildung in Haus - u - Gartenwirtschaft und Ge- L
- flügelzucht . Beginn am 1. Oktober . G689 »
^ _ Näheres durch Prospekte. ^

AUOWS -K « MWMU !IS .
Grundstück: Gemarkung Karlsruhe Lgb . -Nr . 632 :

3 s 13 gm mit vierstöck. Wohnhaus ( Eckhaus ) Doug¬
lasstraße 8. N .142 .2.1

Schätzung: 100 000 M.
Bersteigerungstagfahrt : Mittwoch, den 24 . Septem¬

ber 1919, vorm. 9 Uhr im Notariatsgebäude , Akade¬
miestraße 8, 2. St .

Mündliche Auskunft gebührenfrei beim Notariat .
Karlsruhe , den 7 . Juli 1919 .

Bad. Notariat 6 als Vollstreckungsgericht .

KllNMS -ZWWMltlMIW.
' Grundstück : Gemarkung Karlsruhe Lgb.-Nr . 5244a:
5 n 50 gm Hofraite und Hausgarten mit Gebäuden,
Wendtstraße 1. N .143 .2 .1

Schätzung: 100 000 M.
Bersteigerungstagfahrt : Mittwoch , den 10. Septem¬

ber 1919 , vorm. 9 Uhr, im Notariatsgebäude Akade¬
miestraße 8, 2 . St -

Mündliche Auskunft gebührenfrei beim Notariat .
Karlsruhe , den 7. Juli 1919 .

Bad. Notariat 6 als Bollstrecknngsgericht.

UMWs-KWSUWgkW .
! Grundstück : Gemarkung Karlsruhe Lgb .-Nr . 5245 :
7 a 34 gm Hofraite und Hausgarten mit Gebäuden ,
Wendtstraße 3. N.144L.1

Schätzung: 103 00v M.
Bersteigerungstagfahrt : Mittwoch , den 10. Septem¬

ber 1919, vorm. 9 Uhr, im Notariatsgebäude Akade-
miestratze 8, 2. St .

Mündliche Auskunft gebührenfrei beim Notariat .
Karlsruhe , den 7. Juli 1919.

Bad. Notariat 6 als Bollstrecknngsgericht.

-Wmlni
wenn auch reparaturbe¬
dürftig , werden stets an »
gekauft in F988

lVsIirlrmuds
An- und Verkaufsgeschäft,

Kronenstratze 52.

sUm - tzolz
-l

Buchenu . Eichen , z-Strecken
derKohlen, Forlen , Tannen
(Anfeuerholz), amtlich fest¬
gestellte Preise . Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an auswärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Gerwigstratze 83

Fr . Kempermar» »»
Telephon SSO«

§ss!i»m ii»il

Haltestelle der elektrischen Bahn
am Schlachthof .

WiffenSie schon?
daß alle Reparaturen an
Waffen aller Art, wie Um¬
änderungen von Lef. in
Centr -, Auffrischen und
Erneuern , Neuschäftungen,
Fernrohrmontagen usw.
prompt bei billigster Berech -
nung auSgef. werden beim

Waffen - Ratzel?
Kaiserstr. 220 Ging . Haschstr.
Ankauf ! Verkauf!
v . Jagdwaffen u . Munition .

Mgerliche Rechtspflege
, . Streitige Gerichtsbarkeit .

N.170 .2. 1 Achern . Der
Fabrikarbeiter Heinrich
Bürk von Kappelrodeck hat
das Aufgebot zur Aus¬
schließung des Eigentü -
mers des Grundstücks
Grundbuch zu Kappelrodeck
Band 17 Heft 28 Abt. I
O ..Z. 1 Lagerbuchnummer
2166 14 Lr 49 gm Acker¬
land , 5 nr 85 gm Wiese —
20 ar 34 qm ; eff. 2156b
Bernhard Knapp , Land¬
wirt , aff. 2167 derselbe.
Gewann Erb gemäß § 927
BGB . beantragt .

Der Landwirt Andreas
Malterer , zuletzt in Mar -
ris (Nordamerika ) , welcher
im Grundbuch als Eigen¬
tümer eingetragen und
verschollen ist, wird aufge¬
fordert , spätestens in dem
auf
Dienstag , 3. Febr . 1920 ,

nachmittags 4 Uhr,
vor dem Amtsgericht
Ackern anberaumten Auf¬
gebotstermine seine Rechte
anzumelden , widrigenfalls
seine Ausschließung erfol¬
gen wird.

Achern , 9. Juli 1919 .
Amtsgericht.

N.160 .2.1 Freiburg . Fa¬
brikarbeiter Albert Lais
Ehefrau Emilie geb. Ber¬
ger in Lörrach, vertreten
durch Rechtsanwalt Har¬
rer in Lörrach, klagt gegen
ihren genannten! Ehe¬
mann , zuletzt in Lörrach,
jetzt unbekannten Aufent .
Halts , .mit dem Antrag , die
zwischen ihnen am 20.
März 1909 zu Lörrach ge¬
schlossene Ehe aus Ver¬
schulden des Beklagten zu
scheiden, und ladet densel.
den zur mündlichen Ver¬
handlung vor die Zivil¬
kammer 1 des Landge¬
richts hier auf 7. Oktober
ISIS, vorm. 9 Uhr, be .
stimmten Termin mit der
Aufforderung , einen bei
diesem Gerichte zugelaffe-
nen Rechtsanwalt zu be¬
stellen.

Freiburg , 7. Juli ISIS.
GerichtSschreiberei d?s

Landgerichts.

Öffentliche Anstellung.
N .161.2 . 1 Karlsruhe .

Der Ringmacher Wilhelm
Alwin Kasper in Pforz¬
heim, Prozeßbevollmäch¬
tigter : Rechtsanwalt Adolf
Weil in Pforzheim klagt
gegen seine Ehefrau , Anna
Maria geb. Strobel »
früher in Roppenheim bei
Röschwoog i. E-, jetzt in
Neuilly «./Seine bei Ma¬
dame Fransort , 56 Avenue
de Neuilly, auf Grund der

88 1565 , 1565 BGB . mit
dem Anträge auf kosten¬
fällige Scheidung der am
4. März 1911 in Pforz¬
heim zwischen den Streit -
teilen geschlossenen Ehe.
Der Kläger ladet die Be¬
klagte zur mündlichen Ver¬
handlung dess Rechtsstreits
vor die zweite Zivilkam¬
mer des Badischen Land¬
gerichts zu Karlsruhe auf
Samstag , den 22 . Novem¬
ber 1919 , vormittags 814
Uhr, mit der Aufforde¬
rung , sich durch einen bei
diesem Gericht« zugelaffe-
neu Rechtsanwalt als Pro -
zetzbevollmächtigten vertre¬
ten zu lassen .
Karlsruhe , 8 . Juli 1919.
Gerichtsschreibereides Bad.

Landgerichts.

Öffentliche Zustellung einer
Klage.

N .88 .2 .2 .Lörrach. Die Johann
Baptist Barbarei Ehestaugeb .
Marie Beha in Collnau,

Prozeßbevollmächtigter :
Rechtsanwalt Eugen Meyer
in Freiburg , klagt gegen
ihren Ehemann , an unbe¬
kannten Orten , zuletzt in
Hauingen , aus Unterhalts¬
pflicht , mit dem Anträge
auf Verurteilung des Be¬
klagten zur Zahlung einer
Unterhaltsrente vom 1 .
Juni 1919 ab Mf die
Dauer von 6 Monaten von
monatlich 100 M.

Zur mündlichen Ver¬
handlung wird der Be¬
klagte vor das Amtsgericht
Lörrach auf
Donnerstag, 28. August ISIS,

vormittags S '/, Uhr ,
geladen. .

Lörrach, den 4. Juli 1919 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts .

N .171 .2.1 Pforzheim .
Frau Max Bär Witwe Na-
rrette geb . Bär in Kärls -
ruhe hat das Aufgebot des
Hypothekenbriefs bean¬
tragt , der vom Grundbuch¬
amt Pforzheim am 18.
September 1908 ausge¬
stellt wurde über eine zu¬
gunsten der Antragstellerin
auf dem Grundstück der
Gemarkung Pforzheim
Lgb. Nr . 7279 im Grund¬
buch Band 196 Heft 23
II h. Abteilung Nr . 9 ein¬
getragenen Hypothek über
4500 M . Der Inhaber der
Urkunde wird aufgefor¬
dert , spätestens in dem auf
Donnerstag , 6. Nov . 1919 ,

vormittags 9 Uhr,
vor dem Amtsgericht Zim¬
mer Nr . 13 auberaumten
Aufgebotstermin « seine
Rechte anzumelden und
die Urkunde borzulegen,
widrigenfalls die Kraftlos¬
erklärung der Urkunde er¬
folgen wird.
Pforzheim , 7 . Juli 1919.

GerichtSschreiberei
des Amtsgerichts ^ 3.

N .159 . Heidelberg. In
dem Konkurs über das
Vermögen des Bauunter ,
nehmers Josef , Ell sind
nachträglich weitere 1092
M . 98 Pf . auf die festge¬
stellten 285 371L8 M . zuverteilen . Das Verzeichnis
dieser Forderungen ist auf
der Gerichtsschreiberei des
Amtsgerichts Heidelberg
niedergelegt.
Heidelberg. 9. Juli 1919.
Der Konkursverwalter :

Or . Th . Kaufmann ,
Rechtsanwalt .

N.162. Lahr. In dem
Konkursverfahren über das
Vermögen der Franz Bre-
ger < Witwe Rosa geb.
Mußler in Schuttern ist
Termin zur Abnahme der
Schlußrechnung und zur
Erhebung von Einwen¬
dungen gegen das Schluß¬
verzeichnis bestimmt auf
Dienstag , 2S. Juli ISIS,

vormittags 9 Uhr,vor dem Bad . Amtsgericht
zu^Lahr .

Lahr , 5. Juli 1919 .
Bad . Amtsgericht.

N .1§3. Pforzheim . Das
Konkursverfahren über den
Nachlaß der Presser Karl
Bollmer Witwe, Helene
geb. Sickingrr in Pforz¬
heim wurde nach erfolgter
Abhaltung des Schlußter¬
mins durch Beschluß des
Amtsgerichts Pforzheim
vom heutigen aufgehoben.
Pforzheim , 4. Juli 1919 .

Gerichtsschreiberei
des Amtsgerichts /I 4.

N .172 . Pforzheim . 1 . Jrw
Konkursverfahren über das
Vermögen des Technikers
Karl Willy Goppelt, Al¬
leininhabers der Firma
W. Goppelt in Pforzheim ,
ist Termin zur Abnahme
der Schlußrechnung und

zur Erhebung von Ein¬
wendungen gegen das

Schlußverzeichnis bestimmt
auf
Donnerstag , 7. Aug. ISIS»

vormittags 9 Uhr, .
vor dem Amtsgericht
Pforzheim , 2. Stock, Zim¬
mer Nr . 13.

2. Ditz Gebühren und
Auslagen des 1 . Konkurs¬
verwalters wurden vom
Gericht auf 150 M . , dieje¬
nigen des 2 . Verwalters
auf 235 .50 M . festgesetzt .

Pforzheim , 8. Juli 1919.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts / r 3.

MsteWslW.
Ladung.

N 57 .3 .3 Freiburg.
1 . Der am 12 . Septem¬

ber 1879 in Freiburg i. B.
geborene, in Basel, Dor-
nacherstraße 268 wohnhafte
Landwehrmann , verh -, kath -
ReisendeAdolfJohann Hunn,

2 . der am 29 . Juni 1882
in Basel geborene, daselbst
Moßbergerstraße 5 wohn¬
hafte, verheiratete, katho -
lische Polier Gustav Knrrus,

3 . der am 4 . Juli 1899
in Basel geborene, daselbst
Pfeffingerstraße 88 wohn¬
hafte , ledige Elektromonteur
Robert Batt ,

4. der am 18 . September
1900 in Basel geborene, da¬
selbst Steinenvorstadt 25
wohnhafte, ledige , evange¬
lische Kaufmannslehrling
Karl Mi ts hier , werden be¬
schuldigt , oaß sie als Wehr¬
pflichtige nach öffentlicher
Bekanntmachung einer vom
Kaiser für die Zeit eines
Krieges erlassenen beson¬
deren Anordnung im Wider¬
spruch mit derselben aus¬
gewandert sind , indem Hunn
EndeDezember1915, Knrrus
28 . Oktober 1916, Batt am
11 . April 1918 und Mutschler
15. Mai 1918 das Schweizer
Bürgerrecht erwarben und
so ihre Wehrpflicht zum Er¬
löschen brachten. Vergehen
strafbar nach 8 140 , Abs . 1 ,
Ziff. 3 R -Str .G B . in Ver¬
bindung mit der Kaiser!.
V .O . hetr. die Entlassung
aus der Reichs - und Staats¬
angehörigkeit und die Rück¬
kehr der Deutschenim Aus¬
lands vom 3 . 8, 1914 .

Dieselben werdenauf An¬
ordnung des Amtsgerichts
Hierselbst auf
Mittwoch , 3. September ISIS

vormittags II Uhr»
vor das Schöffengericht in
FreiburgzurHauptverhand -
lung geladen.
Bei unentschuldigtemAus¬

bleiben werdendieselbenauf
Grund der nach 8 472 der
Strafprozeßordnung von
dem Zivilvorsitzenden der
Ersatzkommission zu Frei¬
burg ausgestellten Erklä-
ruiyzen verurteilt werden.

Freiburg . 24 . Juni 1919 .
GerichtSschreiberei

des Amtsgerichts 6.

LttM «
MunllMlWll .
Beim hiesigen Amtsge¬

richt ist eine ^ ^
N .164

sofort zu besetzen. Mel¬
dungen sofort. Kenntnisse
im Maschinenschreiben er¬
forderlich.

Neckarbischofsheim ,
dem 5. Juli ISIS.
^ Bad. Amtsgericht. ,

WLWWW
Der Koinmunal -Verband

Pforzheim -Stadt verstei¬
gert durch das Städt .
Hochbauamt (Altmöbelstel.
le) folgende von der Hee .

resverwaltung bezw.
Reichsverwertungsamt

übernommenen Heeresgü¬
ter : G .6S9.2 .1
etwa 100 Stück große und

kleine Pferde -Sielenge -
schirre

etwa 25 Stück Pferdekum¬
mete,

etwa 30 Stück Armee¬
sättel ,

etwa 30 Stück Bocksättel .
Eine große Partie loser

Geschirrteile, wie Stränge ,

Ketten, Freßbeutsl , Wa, .
sersäcke, Kopfgeschirre,
große und kleine Wagen,
plane usw.

Die Versteigerung findet
am Freitag , den 18., und
Samstag , deck 19. , Juli
1919, von morgens 10 Uhr
ab, vor dem Hinteren Por¬
tal der Städt . Gewerbe¬
schule, große Gerberstrahe
34 , in Pforzheim gegen

Barzahlung und sofortige
Abholung statt , wozu
Kaufliebhaber eingeladen
werden.

Eventl . Fortsetzung der
Versteigerung wird beson¬
ders bekannt gegeben.
Pforzheim , 9. Juli 1919.

Städt . Hochbauamt. !

SenieiOnier Mnentaris
-er Deutschen WMn-

Hetnebs-iseselWst
(MW Nebenbahnen).

Mit sofortiger Gültig¬
keit werden die Gebühren
für die Umladung der Gü¬
ter in Mosbach von 6 auf
8 Pf . erhöht. Die Tarif¬
änderung ist gemäß 8 6
der Eisenbahn - Verkehrs-
Ordnung von der Auf¬
sichtsbehörde genehmigt
worden . G .697

Berlin , 7 . Juli 1919.
Deutsche

Eisenbahn -Betriebs -Gssell»
schuft, Aktiengesellschaft .

Lieferung von 28 chm eiche¬
nen , 496 qm forlenen Ge»
deckflöcklingen, 68 lfd. m
Gedeckleisten , 10 cbm eiche¬
nen Brückenschwellen nach
Finanzministerial - Verord¬
nung vom 3. Januar 1907
öffentlich zu vergeben. Ve-
dingnisheft an Werktagen
auf unserem Dienstzimmer
zur Einsicht. Abgabe gegtzn
Einsendung von 2 Mark.
Angebotemit Aufschrift, ver¬
schlossen, postfrei bis läng¬
stens 22 . Juli , 11 Uhr vor¬
mittags,beiuns einzureichen.
Zuschlagsfrist 3 Wochen .

Konstanz, I - Juli 1919 .
N-65 .2 . 1 . Bahnbaumspektion .

Erd -, Straßenbau - und
Mauerarbeite « zur Her¬
stellung des Bahneinschnit¬
tes für das Überholunas¬
gleis Mühlacker zwischen
km 37,8 und 38,0 dev
Bahnlinie Durlachi—Mühl¬
acker, sowie zur Verlegung
der Landstraße Enzberg-
Mühlacker zwischen Bahn-
kilometer 37,4 und 37,7 de,.
LNühlackerbahn, ungefähr
1800 cbm Abtrag , 2600
cbm Auftrag , 3000 gm
Plante , 2200 gm Bö»
schungsandeckung, 1400
gm Straßenbefestigmta »
370 gm Gehwegbefestt-
gung , 80 m Rohrdohlenab¬
bruch, 11 m Zementrohr¬
dohlen, 12 gm Pflaster irl
einem Los gemäß Finanz¬
ministerialentschließung v
3 . Januar 1907 öffentlich
zu vergeben. Zeichnungen
und Bedingnisheft bei

Bahnbauinspektion I
Karlsruhe zur Einsicht ,
daselbst auch Abgabe der
Angebotsvordrucke. Kein
Versand auswärts . Ange¬
bote verschlossen , postfrei,
mit Aufschrift „Angebot

Landstraßenverlegung
Mühlacker" bis zum Er¬
öffnungszeitpunkt Freitag ,
den 1. Augusfl 1919 » vor¬
mittags 10 Uhr» bei uns
einzureichen. Zuschlags¬
frist 3 Wochen . N.179 .2 .1
Karlsruhe , 10. Juli 1919 .

Bahckbauinspektion 1
Karlsruhe .

Westdeutsch-
su- westdeutscher
Güterverkehr .

Mit sofortiger Gültigkeit
werden in der Schnittafel
I der Vorschriften über die
Abfertigung von Gütersen¬
dungen im Verkehr zwi-
schen badischen und würt -
tembergischen Stationen
einerseits und linksrheini¬
schen, sowie verschiedenen
rechtsrheinischen preuß .-
hess . Stationen anderseits !
während der Besetzung der
linksrheinischen Gebiete,
gültig vom 15.: April ISIS
an , für die Stoäiog Mann -
heim-Jndustriehafen Ent¬
fernungen nachgetragen.
Näheres in unserm näch¬
sten Tarifanzeiger . N .180
Karlsruhe , 9 . Juli 1919 .
Generaldirektton der Bad.

Staatseisenbahcken.


	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]

